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Fassung: 24.06.2026 

Satzung 

der 

Eckert & Ziegler SE, Berlin 

 

I.  

Allgemeine Bestimmungen 

§1  

Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

a) Die Gesellschaft ist eine Europäische Aktiengesellschaft ( Societas Europaea ) und führt die 

Firma Eckert & Ziegler SE. 

b) Sie hat ihren Sitz in Berlin. 

c) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§2 

Gegenstand des Unternehmens 

Gegenstand des Unternehmens ist: 

a) die Beteiligung insbesondere an Unternehmen der Medizin- und Isotopentechnik sowie der 

Radiopharmazie und Nuklearmedizin, 

b) die Kapitalbeschaffung für Beteiligungsunternehmen und alle Tätigkeiten, die mit der 

Kapitalbeschaffung zusammenhängen, 

c) die Vermittlung von nationalen und internationalen Geschäftskontakten, sowie 

d) die Beratung von Unternehmen auf allen Gebieten, soweit es dazu keiner besonderen 

gesetzlichen Genehmigung bedarf. 

Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen berechtigt, die unmittelbar oder mittelbar dem vorstehenden 

Zweck zu dienen geeignet sind, sie darf Zweigniederlassungen errichten und sich an gleichartigen oder 

ähnlichen Unternehmen im In- und Ausland beteiligen. 

 

  



§ 3 

Bekanntmachungen 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger für die Bundesrepublik 

Deutschland, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt. Informationen an die Inhaber 

zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können auch im Wege der Datenfernübertragung 

übermittelt werden. 

 

§4 

Gründungskosten, Formwechselaufwand 

(1)   

Die Kosten und Steuern der Gründung trägt die Gesellschaft und zwar bis zu einem Höchstbetrag von 

DM 10.000,00. 

(2)   

Die Kosten des Formwechsels der Gesellschaft von der Rechtsform der Aktiengesellschaft in die 

Rechtsform der Societas Europaea (SE) (insbesondere Notar-und Gerichtsgebühren, Kosten der 

Veröffentlichung, Steuern, Prüfungs- und Beratungskosten) trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag 

von EUR 532.000,00. 

 

Il. 

Grundkapital und Aktien 

§ 5 

Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

(1)   

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 63.515.796,00. Es ist eingeteilt in 63.515.796 

Stückaktien ohne Nennwert. Die Aktien lauten auf den Inhaber. Die Gesellschaft ist berechtigt, 

Aktienurkunden über mehrere Aktien auszustellen (Sammelurkunden). Der Anspruch der Aktionäre auf 

Einzelverbriefung ist insoweit ausgeschlossen. 

(2)   

Das Grundkapital der Gesellschaft ist im Wege der Umwandlung der Eckert & Ziegler Strahlen- und 

Medizintechnik AG in eine Societas Europaea (SE) erbracht worden. 

(3) 

Die Form der Aktien sowie der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine bestimmt der Vorstand im 

Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat. 

(4)  

Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von Art. 9 Abs. 1 lit. 

c) ii) SE-VO i.V.m. § 60 AktG bestimmt werden. 



(5)  

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft bis 

zum 23. Juni 2029 einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 15.878.949,00 durch Ausgabe 

neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Sach- und/oder Bareinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital). Die neuen Aktien sind den Aktionären grundsätzlich zum Bezug anzubieten; sie 

können auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder einem oder mehreren ihnen 

gleichgestellten Institut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 

anzubieten. Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

― das Bezugsrecht der Aktionäre bis zu einem Betrag, der 10% des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung über diese Ermächtigung oder - falls dieser Wert geringer ist - zum Zeitpunkt 

der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet, 

ausschließen, um die neuen Aktien gegen Bareinlagen zu einem Ausgabebetrag auszugeben, 

der den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung 

nicht wesentlich unterschreitet. Sofern während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals bis zu 

seiner Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien 

der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft 

ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht in 

direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, 

ist dies auf die vorstehend genannte Grenze anzurechnen; 

― das Bezugsrecht der Aktionäre zum Zwecke der Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere 

durch den Erwerb von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder durch 

Erwerb sonstiger Wirtschaftsgüter, einschließlich Rechte und Forderungen, ausschließen, wenn 

der gegen die Ausgabe von Aktien vorgenommen werden soll; 

― das Bezugsrecht der Aktionäre zum Zwecke der Durchführung einer sogenannten 

Aktiendividende, bei der den Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenanspruch 

wahlweise (ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien aus dem 

Genehmigten Kapital in die Gesellschaft einzulegen, auszuschließen; 

― das Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen, soweit es erforderlich ist, um Inhabern von 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder ihren 

Tochtergesellschaften ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- bzw. Optionsrechts zustehen würde; 

― das Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen, um die neuen Aktien Mitarbeitern der 

Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen gegen Bareinlagen anzubieten; 

― das Bezugsrecht der Aktionäre zum Ausgleich von Spitzenbeträgen ausschließen. 

Die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar- und Sacheinlagen 

ausgegebenen Aktien darf während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 10% des Grundkapitals im 

Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung oder - falls dieser Wert geringer ist - im 

Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung nicht übersteigen. Sofern während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals bis zu seiner Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur 

Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der 



Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht 

ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte Grenze anzurechnen. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der 

Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere den Inhalt der Aktienrechte und die weiteren 

Bedingungen der Aktienausgabe einschließlich des Ausgabebetrags festzulegen. Der Aufsichtsrat wird 

ermächtigt, die Satzung entsprechend der Durchführung der Kapitalerhöhung und, falls das 

Genehmigte Kapital bis zum 23. Juni 2029 nicht vollständig ausgenutzt worden ist, nach Ablauf der 

Ermächtigungsfrist, jeweils anzupassen. 

 

III. 

Verfassung der Gesellschaft 

§6 

Dualistisches System, Organe der Gesellschaft 

(1)  

Die Gesellschaft hat ein dualistisches Leitungssystem. 

(2)   

Organe der Gesellschaft sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Hauptversammlung. 

 

IV.  

Der Vorstand 

§7  

Zusammensetzung 

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Der Aufsichtsrat bestimmt die Zahl 

der Mitglieder des Vorstandes. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden und einen 

stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes ernennen. 

(2) Die Vorstandsmitglieder werden vom Aufsichtsrat für einen Zeitraum von höchstens sechs 

Jahren bestellt. Wiederbestellungen sind zulässig. 

§8 

Geschäftsordnung 

Solange nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt, gibt sich der Vorstand 

einstimmig eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsrates bedarf. 

§9 

Vertretung 

(1)   

Die Gesellschaft wird gerichtlich und außergerichtlich, wenn nur ein Vorstandsmitglied bestellt ist, 

durch dieses vertreten. Sind zwei oder mehr Vorstandsmitglieder bestellt, so wird sie durch zwei 



Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem 

Prokuristen vertreten. 

(2)   

Der Aufsichtsrat kann einem oder mehreren Mitgliedern des Vorstands die Befugnis zur 

Einzelvertretung erteilen. 

(3)   

Der Aufsichtsrat kann Vorstandsmitglieder von den Beschränkungen des § 181 BGB in den durch Art. 9 

Abs. 1 lit. c) ii) SE-VO i.V.m. § 112 AktG gezogenen Grenzen befreien. 

§10 

Zustimmungspflichtige Geschäfte 

Der Vorstand darf folgende Geschäfte und Maßnahmen nur nach vorheriger Zustimmung des 

Aufsichtsrats vornehmen: 

a) jährliche Unternehmensplanung (Ergebnis-, Finanz- und Investitionsplan einschließlich 

Bereitstellung von Sicherheiten und Umsatzplan); 

b) Abschluss, Anderung oder Beendigung von Unternehmensverträgen im Sinne von §§ 291 ff. 

AktG; und 

c) Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundeigentum und 

grundstücksgleichen Rechten, wenn der Wert im Einzelfall EUR 1.000.000,00 übersteigt. 

 

V. 

Der Aufsichtsrat 

§11 

Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

(1) 

Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. Sie werden von der Hauptversammlung gewählt, 

soweit sie nicht gemäß Abs. (2) in den Aufsichtsrat entsendet werden. Der Aufsichtsrat hat die Tätigkeit 

des Vorstandes nach den Bestimmungen des Gesetzes und dieser Satzung zu überwachen. 

(2)   

Solange die Eckert Wagniskapital und Frühphasenfinanzierung GmbH, Panketal, Aktionärin der 

Gesellschaft ist, hat sie das nicht übertragbare Recht, zwei Mitglieder in den Aufsichtsrat der 

Gesellschaft zu entsenden (Entsenderecht). Für den Fall, dass die Eckert Wagniskapital und 

Frühphasenfinanzierung GmbH, Panketal, nicht mehr Aktionärin der Gesellschaft ist, ruht das 

Entsenderecht. Das Entsenderecht kann der Gesellschaft gegenüber durch eine Erklärung in Textform, 

aus der sich das zu entsendende Mitglied des Aufsichtsrats ergibt, ausgeübt werden. 

(3)  

Die Aufsichtsratsmitglieder mit Ausnahme des ersten Aufsichtsrates werden für die Zeit bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 



Beginn der Amtszeit beschließt, längstens jedoch für sechs Jahre. Das Geschäftsjahr, in dem die 

Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl ist möglich. 

Die Hauptversammlung wählt für den Fall eines kurzfristigen Ausscheidens von 

Aufsichtsratsmitgliedern Ersatzmitglieder. Sie legt zugleich die Reihenfolge fest, in der die gewählten 

Ersatzmitglieder Mitglied des Aufsichtsrats werden, wenn Aufsichtsratsmitglieder vor Ablauf ihrer 

Amtszeit ausscheiden. 

Ersatzmitglieder rücken nicht in den Aufsichtsrat ein, wenn die Hauptversammlung für ein Mitglied, 

dessen vorzeitiges Ausscheiden schon feststeht, einen Nachfolger wählt. 

Die Amtszeit von in den Aufsichtsrat nachgerückten Ersatzmitgliedern endet mit dem Schluss der 

Hauptversammlung, in der ein Nachfolger für das jeweils ersetzte Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, 

spätestens aber zu dem Zeitpunkt, in dem die reguläre Amtszeit des ersetzten Aufsichtsratsmitglieds 

abgelaufen wäre. 

Ein in den Aufsichtsrat nachgerücktes und vorzeitig wieder ausgeschiedenes Ersatzmitglied nimmt 

seinen ursprünglichen Platz in der Reihe der Ersatzmitglieder wieder ein. 

(4)   

Die Mitglieder des Aufsichtsrates können ihr Amt durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrates 

oder an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen 

niederlegen. Die Möglichkeit der Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 

(5)   

Unmittelbar im Anschluss an seine Wahl durch die Hauptversammlung wählt der Aufsichtsrat in einer 

Sitzung, die keiner gesonderten Einberufung bedarf, aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen 

Stellvertreter. Die Wahl erfolgt jeweils für die Amtszeit des Gewählten im Aufsichtsrat oder einen 

kürzeren vom Aufsichtsrat bei der Wahl zu bestimmenden Zeitraum. 

(6)   

Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat 

unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

§12 

Einberufung und Beschlussfassung des Aufsichtsrates 

(1)   

Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung durch 

dessen Stellvertreter, unter Einhaltung einer Frist von vierzehn Tagen einberufen, so oft das Gesetz 

oder die Geschäftsordnung es erfordern. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung, 

der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. Die Einberufung erfolgt schriftlich, wobei 

telekommunikative Übermittlung genügt. In dringenden Fällen kann die Frist auch abgekürzt und die 

Einberufung schriftlich, textlich, mündlich oder fernmündlich vorgenommen werden. Zwischen dem 

Tag der Absendung bzw. des Ausspruchs der Einladung und Sitzungstag müssen jedoch auch in solchen 

Fällen mindestens vier Tage liegen. 

(2)   

Mit der Einladung sind die einzelnen Gegenstände der Tagesordnung und etwaige Beschlussvorschläge 



mitzuteilen. Gegenstände oder Anträge, die nicht auf der Tagesordnung stehen oder den 

Aufsichtsratsmitgliedern nicht ordnungsgemäß mitgeteilt wurden, sind zur Beschlussfassung nur 

zugelassen, wenn kein in der Sitzung anwesendes Aufsichtsratsmitglied widerspricht und abwesenden 

Aufsichtsratsmitgliedern Gelegenheit gegeben wird, binnen einer vom Vorsitzenden anzusetzenden 

Frist ihre Stimme nachträglich schriftlich abzugeben. Zur Wahrung der Schriftform genügt die 

telekommunikative Übermittlung. Gegenstände, die von Mitgliedern des Aufsichtsrats unverzüglich 

nach der Einberufung schriftlich oder textlich benannt wurden, sind auf die Tagesordnung zu setzen. 

(3)   

Aufsichtsratssitzungen finden regelmäßig bei gleichzeitiger physischer Präsenz aller Teilnehmer an 

einem Sitzungsort statt. Sind alle oder einzelne Teilnehmer nicht am Sitzungsort anwesend, ist 

ausnahmsweise die Durchführung einer virtuellen Sitzung zulässig, wenn eine Teilnahmemöglichkeit 

an der Sitzung von jedem Ort aus mittels einer akustischen und optischen Zweiweg-Verbindung in 

Echtzeit besteht. Dabei muss es jedem Teilnehmer möglich sein, sich zu Wort zu melden und an 

Abstimmungen teilzunehmen. Falls einzelne, höchstens jedoch die Hälfte der Teilnehmer nicht über die 

technischen Mittel für eine akustische und optische Verbindung im vorgenannten Sinne verfügen oder 

diese Mittel nicht verwenden können oder wollen, ist es ausreichend, wenn die betreffenden 

Teilnehmer nur fernmündlich mit der Sitzung verbunden sind. 

(4)   

Der Vorsitzende oder, im Falle von dessen Verhinderung, sein Stellvertreter, führt den Vorsitz und 

bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art 

und Reihenfolge der Abstimmungen. 

(5)   

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu 

bestehen hat, persönlich oder durch schriftliche Stimmabgabe an der Beschlussfassung teilnehmen. 

(6)   

Außerhalb von Sitzungen ist eine Beschlussfassung per Stimmabgabe durch schriftliche, textliche, 

mündliche oder fernmündliche Stimmabgabe zulässig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats eine 

solche Beschlussfassung anordnet und kein Mitglied des Aufsichtsrates diesem Verfahren innerhalb 

einer vom Vorsitzenden bestimmten Frist widerspricht. 

(7)   

Beschlüsse des Aufsichtsrates bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht 

gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden der 

betreffenden Sitzung den Ausschlag. 

(8)   

Uber die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates wird eine Niederschrift angefertigt, die vom 

Sitzungsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die über Beschlüsse gemäß Abs. (6) anzufertigenden 

Niederschriften hat der Vorsitzende des Aufsichtsrates zu unterzeichnen. 

In der Niederschrift sind Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, 

der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse anzugeben. 



(9)   

Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrates die zur Durchführung der Beschlüsse 

erforderlichen Erklärungen abzugeben und Erklärungen an den Aufsichtsrat in Empfang zu nehmen. 

§13 

Vergütung des Aufsichtsrates 

(1) 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten pro Geschäftsjahr eine feste Vergütung, die sich aus der 

Grundvergütung (a) und - im Fall der Wahrnehmung bestimmter Funktionen innerhalb des 

Aufsichtsrats - einem faktorbasierten Zuschlag (b) zusammensetzt: 

(a)  Die Grundvergütung beträgt EUR 35.000,00. 

(b)  Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Dreifache der Grundvergütung, sein Stellvertreter 

sowie Vorsitzende von Ausschüssen erhalten das Eineinhalbfache der Grundvergütung. 

Reguläre Mitglieder in Ausschüssen erhalten, sofern diese Ausschüsse tagen, eine zusätzliche 

jährliche feste Vergütung in Höhe von EUR 8.000,00. 

(c)  Bei unterjährigen Veränderungen im Aufsichtsrat oder in den Ausschüssen erfolgt eine 

zeitanteilige feste Vergütung unter Aufrundung auf volle Monate. 

(d)  Für jede Plenarsitzung, zu denen der gesamte Aufsichtsrat unter Beifügung einer Tagesordnung 

geladen und über deren Verlauf ein Protokoll erstellt wird, wird zusätzlich ein Sitzungsgeld von 

EUR 500,00 gezahlt, sofern das Aufsichtsratsmitglied vor Ort physisch anwesend ist. Im Falle 

einer Ladung zu einer reinen Telefon- oder Videokonferenz entfällt das Erfordernis der 

physischen Anwesenheit. 

(e)  Die Unterpunkte (a), (b) und (d) gelten nach Zustimmung der Hauptversammlung ab dem 

darauffolgenden Monat. 

(2) 

Die Gesellschaft erstattet den Mitgliedern des Aufsichtsrates die mit der Wahrnehmung ihres Amtes 

unmittelbar verbundenen Aufwendungen. 

(3) 

Die Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrates 

berechtigt sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung zu stellen und dieses Recht 

ausüben. 

(4) 

Die Vergütung nach Abs. (1) ist nach Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung zu zahlen. Die 

Erstattung nach Abs. (2) und (3) erfolgt nach Vorlage der entsprechenden Nachweise. 

 

  



Vl. 

Hauptversammlung 

§14 

Ort und Einberufung 

(1)   

Die Hauptversammlung der Gesellschafter findet statt am Sitz der Gesellschaft, am Sitz einer 

Niederlassung im Inland oder Sitz einer Tochtergesellschaft im Inland oder am Sitz einer 

Wertpapierbörse, an der Aktien der Gesellschaft zum Handel zugelassen sind. 

(2)   

Die ordentliche Hauptversammlung hat jährlich in den ersten sechs Monaten des Geschäftsjahres 

stattzufinden. 

Die ordentliche Hauptversammlung beschließt insbesondere über die Verwendung des Bilanzgewinns, 

die Wahl des Abschlussprüfers, über die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates und über 

die Wahl von Mitgliedern des Aufsichtsrates. 

Außerordentliche Hauptversammlungen können so oft einberufen werden, wie es im Interesse der 

Gesellschaft erforderlich erscheint. 

(3)   

Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch einmalige Bekanntmachung im Bundesanzeiger 

mit den gesetzlich erforderlichen Angaben. 

Sind die Aktionäre namentlich bekannt, kann die Hauptversammlung mit eingeschriebenem Brief 

einberufen werden. Der Tag der Absendung gilt als Tag der Bekanntmachung. 

Die Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, mindestens 30 Tage vor 

der Versammlung einzuberufen. Der Tag der Einberufung ist nicht mitzurechnen. Die Einberufungsfrist 

verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist (§ 15 Abs. (1) der Satzung). 

Die Übermittlung der Mitteilungen nach § 125 AktG ist auf den Weg elektronischer Kommunikation 

beschränkt. Der Vorstand ist berechtigt, die Mitteilungen auch in anderer Weise zu versenden. 

(4)  

Ohne Wahrung der Einberufungsmöglichkeiten kann eine Hauptversammlung auch dann abgehalten 

werden, wenn alle Aktionäre erschienen oder vertreten sind und kein Aktionär der Beschlussfassung 

widerspricht. 

(5)   

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle 

Hauptversammlung). Die Ermächtigung gilt für die Abhaltung virtueller Hauptversammlungen in einem 

Zeitraum von zwei Jahren nach Eintragung dieser Satzungsbestimmung in das Handelsregister der 

Gesellschaft. 

  



§15 

Teilnahme und Stimmrecht 

(1) 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre 

berechtigt, die sich zur Hauptversammlung in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer 

Sprache anmelden und zudem ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 

Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Die Anmeldung und der Nachweis müssen der Gesellschaft, 

unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor dem Tag der 

Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Versammlung nicht 

mitzurechnen sind. Der Vorstand kann in der Einberufung eine kürzere Frist für den Zugang bei der 

Gesellschaft vorsehen. 

(2)   

Für die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung des Stimmrechts 

nach Abs. (1) reicht ein Nachweis gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis hat sich auf den 

Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Versammlung zu beziehen. Bei nicht in Girosammelverwahrung 

befindlichen Aktien kann der Nachweis auch von der Gesellschaft oder einem Kreditinstitut gegen 

Einreichung der Aktien ausgestellt werden. 

(3)   

Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr 

Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform, 

sofern nicht in der Einberufung Erleichterungen bestimmt sind. § 135 AktG bleibt unberührt. Die 

Gesellschaft kann in der Einberufung Bestimmungen zur Art und Weise treffen, wie ihr der Nachweis 

der Bestellung eines Bevollmächtigten übermittelt werden kann. 

Für die Erteilung der Vollmacht an einen von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter und 

deren Widerruf können in der Einberufung konkrete Formen und Kommunikationswege bestimmt 

werden. 

(4)   

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne 

Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne 

ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-

Teilnahme). Der Vorstand bestimmt die näheren Einzelheiten des Umfangs und des Verfahrens der 

Teilnahme und Rechtsausübung, die er mit der Einberufung bekannt macht. 

(5)  

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der 

Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben 

dürfen (Briefwahl). Der Vorstand bestimmt die näheren Einzelheiten des Verfahrens, die er mit der 

Einberufung bekannt macht. 

(6) 

In der Hauptversammlung gewährt jede Stückaktie eine Stimme. 

(7) 

Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats die Teilnahme 



an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung in den Fällen gestattet, in denen 

ihnen aufgrund rechtlicher Einschränkungen, ihres Aufenthalts im Ausland, ihres notwendigen 

Aufenthalts an einem anderen Ort im Inland oder aufgrund einer unangemessenen Anreisedauer die 

physische Präsenz am Ort der Hauptversammlung nicht oder nur mit erheblichem Aufwand möglich 

wäre oder wenn die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird. 

§16 

Vorsitz in der Hauptversammlung 

(1)  

Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates, im Falle seiner 

Verhinderung sein Stellvertreter, im Falle von dessen Verhinderung ein von der Hauptversammlung 

gewählter Versammlungsleiter. 

(2)   

Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge der Abhandlung der Tagesordnung sowie Art und 

Reihenfolge der Abstimmungen. Er kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen 

beschränken. Er kann insbesondere bereits zu Beginn oder während der Versammlung den zeitlichen 

Rahmen des Versammlungsverlaufes, der Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie 

des einzelnen Rede-und Fragebeitrags angemessen festsetzen. 

(3)   

Der Versammlungsleiter kann die teilweise oder vollständige Bild- und Tonübertragung der 

Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zulassen. 

 

VII. 

Jahresabschluss 

§17 

Jahresabschluss und ordentliche Hauptversammlung 

(1)   

Der Vorstand hat nach Ablauf des Geschäftsjahres in den gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss und 

den Lagebericht sowie, soweit gesetzlich vorgeschrieben, den Konzernabschluss und den 

Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und diese Unterlagen unverzüglich 

dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat 

einen Vorschlag zur Verwendung eines Bilanzgewinns an die Hauptversammlung gemäß den 

einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen vorzulegen. 

(2)   

Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrates über das Ergebnis seiner Prüfung hat der Vorstand 

unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung zur Entgegennahme des festgestellten 

Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie zur Beschlussfassung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns einzuberufen; in dem Beschluss ist die Verwendung des Bilanzgewinns im Einzelnen 

darzulegen. 



VIII. 

Schlussbestimmungen 

§18 

Ermächtigung zur Fassungsänderung 

Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen befugt, die nur die Fassung betreffen. 

  



Bescheinigung nach § 181 AktG 

Die in dem vorstehenden Gesellschaftsvertrag wiedergegebenen Bestimmungen stimmen mit den 

gefassten Beschlüssen der ordentlichen Hauptversammlung vom 24. Juni 2026 über die Änderung des 

Gesellschaftsvertrages und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister 

eingereichten vollständigen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages überein. 

Berlin, den 24. Juni 2026 

 

Wagner 

Notar 

 


